
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja ^
Ja )
Nein

auszugs­weise

Gesetz; ZFO § 41 Nr, 1, §§ 42, 48, 551 Nr, 1; PersVG §§ 57, 7o; Manteltarifvertrag für Arbeiter der Länder vom 
14.1.1959 §§ 6, 57, 59; GG Art, 5

Io Ein Behördenbediensteter ist verpflichtet, auf Verlangen auch bei einer ihm nicht unmittelbar, 
sondern nur mittelbar Vorgesetzten höheren Dienst­
stelle zur Rücksprache zu erscheinen«,

2, Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn ein anhängiger Prozeß zwischen dem Bediensteten und 
seinem Arbeitgeber Gegenstand der Besprechung sein 
soll. In diesem Falle darf der Bedienstete sich 
aber in der Regel weigern, bei der Besprechung 
auf den Prozeßgegenstand näher einzugehen»

3, Er kann sich seiner Verpflichtung zum persönlichen Erscheinen auch nicht dadurch entziehen, daß er 
die Dienststelle an den Personalrat verweist.

Aktenzeichen; 2 AZR 436/62
Urteil des BAG vom 18. Juli 1963 LAG Schleswig-Holstein
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;£L 436/62
i 84/62 Schleswig-Holstein

Vor'kündet am 13. lull 1963
gez. Damm,
Angestellte 
a1s Urkundsheamte r der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 18. Juli 1963 durch den Präsidenten 
Dr. Iviüller, den Bundesrichter Schilgen und die Bundesrichte- 
rin Dr. Meier-Scherling sowie die Bundesarbeitsrichter 
von lossau und Wörner für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil der 
I. Kammer des Landesarbeitsgerichts Schleswig- 
Holstein in Kiel vom 22. Oktober 1962 - 1 Sa 
84/62 - wird auf Kosten des Klägers zurückge­
wiesen.
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Tatbestand:

Der im Jahre 1913 geborene Kläger (verheiratet, drei Kin­
der) war seit Juli 1956 als Maschinist bei den Universitätskli­
niken in K tätig. Er wurde im Heizungswachdienst sowie mit 
handwerklichen Arbeiten beschäftigt. Die Verwaltung der Univer­
sitätskliniken ist eine Dienststelle des verklagten Landes und 
untersteht dem Kuratorium der Universität, das als Landesamt 
dem schleswig-holsteinischen Kultusministerium angegliedert ist. 
Die Kliniken unterstehen einem Verwaltungsdirektor, dem auch die 
Personalangelegenheiten der Lohnempfänger übertragen sind. Für 
die Kliniken, bei denen über 1.2oo Arbeitnehmer beschäftigt wer­
den, ist ein eigener Personalrat gebildet worden.

Maßgebend für das Arbeitsverhältnis des Klägers war der Man­
teltarifvertrag für Arbeiter der Länder (MTL) vom 14. Januar 1959- 
Der Kläger wurde zunächst nach Lohngruppe VI bezahlt.

In einem im Jahre 1961 beim Arbeitsgericht in Kiel geführten 
Prozeß, der auch für andere Arbeitnehmer maßgebend sein sollte, 
erstritten der Kläger und ein Gärtner das Recht auf gewisse Lohn­
zuschläge für Dienst an "Wochenfeiertagen" wie Neujahr, Karfrei­
tag, Ostermontag usw.

In einem weiteren im Oktober 1961 begonnenen Prozeß machte 
der Kläger den Anspruch auf Entlohnung nach Gruppe VIII anstatt 
nach Gruppe VI geltend. Er erreichte jedoch nur, daß ihm Ent­
lohnung nach Gruppe VII zuerkannt wurde. Im Laufe dieses Prozes­
ses hatte die Beklagte die handwerkliche Tätigkeit des Klägers, 
auf die er sich berief, eingeschränkt.

Während des Laufes dieses Prozesses erstrebte der Kläger 
auch mit Unterstützung des Personalrats die Übertragung einer 
Schlosserstelle bei den Universitätskliniken. Auf seine Bewer­
bung vom 2. September 1961 wurde ihm mitgeteilt, daß seine Mel­
dung verfrüht sei, weil der damalige Betriebsschlosser erst im 
März 1962 ausscheide. Im Dezember 1961 suchte die Dienststelle 
durch eine Zeitungsannonce einen Kraftfahrzeugbetrjotsschlosser. 
Auch um diese Stelle bewarb sich der Kläger, ohne jedoch eine 
Antwort zu erhalten. Am 24. Februar 1962 suchte die Dienststelle
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wiederum einen Kraftfahrzeugbetriebsschlosser, der im Besitz 
eines Führerscheins sein müsse. Der Kläger bewarb sich erneut 
mit dem Anerbieten, umgehend einen Führerschein zu erwerben.

Inzwischen hatte sich der Kläger schriftlich an die ver­
schiedensten Stellen gewandt und um Unterstützung für seine Be­
werbung gebeten. So wandte er sich unter dem 7. November 1961 
an den Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, am 
Io, Februar 1961 an den Kultusminister und am 14. Februar 1962 
an den Minister für Wirtschaft und Verkehr, ferner an den Land­
tag, den Landesrechnungshof, die Handwerkskammer in Lübeck und 
auch an den Kurator der Universität. Dieser teilte ihm unter 
dem 6. März 1962 mit,, daß für die Regelung der organisatori­
schen Fragen im Klinikbereich der Verwaltungsdirektor zuständig 
sei und kein Anlaß bestehe, in dessen Zuständigkeit einzugrei­
fen. Der Verwaltungsdirektor seinerseits unterrichtete den Klä­
ger unter dem 9. März 1962 davon, daß eine Entscheidung Uber 
die Besetzung der Betriebsschlosserstelle aus innerbetriebli­
chen Gründen noch nicht getroffen werden könne. In der Folge­
zeit wandte sich der Kläger mit weiteren Eingaben wiederum an 
den Kurator der Universität, wobei er sich über das Verhalten 
des Verwaltungsdirektors beschwerte, und ferner an den Personalrat.

Im April 1962 schließlich erhob der Kläger beim Verwal­
tungsgericht gegen das Land Schleswig-Holstein eine Klage we­
gen Kichtzuweisung der Betriebsschlosserstelle.

Anfang Mai 1962 wurde der Kläger vom Personalrat zum Wahl­
vorstand für die Neuwahl der Personalvertretung bestellt und 
zum Vorsitzenden des 'Wahlvorstandes gewählt. Daraufhin teilte 
er der Verwaltung der Universitätskliniken mit Schreiben vom 
8. Mai 1962 mit, daß er deswegen aus dem Heizungswachdienst 
ausscheide, aber für handwerkliche Arbeiten aushilfsweise zur 
Verfügung stehe. Zum 11. Mai 1962 wurde er mündlich und schrift­
lich zur Rücksprache beim Kurator bestellt. Diese Aufforderung 
beantwortete er mit Schreiben vom Io. Mai 1962 dahin, daß er 
nicht wisse, warum er kommen solle, der Kurator möge die be­
treffende Angelegenheit mit dem Personalrat besprechen. Darauf­
hin ersuchte Oberregiorungsrat V beim Kuratorium den Kläger
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mit Schreiben vom 11. Mai 1962, am 17. Mai 1962 bei ihm vorzu­
sprechen, und wies, darauf hin, daß dem Kläger eine Entscheidung 
darüber, ob die Besprechung sinnvoll sei, nicht zustehe. Auch 
dieser Aufforderung kam der Kläger nicht nach, sondern entwickelte 
in einem Schreiben vom 16. Mai 1962 an den Kurator die Meinung, 
daß eine Besprechung nicht mehr möglich sei, weil der. Gegenstand 
der Rücksprache inzwischen rechtshängig geworden sei.

Daraufhin kündigte der Verwaltungsdirektor der Universitäts­
kliniken dem Kläger mit Schreiben vom 18. Mai 1962 fristlos.

Ara 21. Mai 1962 hat der Kläger auf Feststellung geklagt, daß 
sein Arbeitsverhaltnis durch diese Kündigung nicht aufgelöst wor­
den sei. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger seine Kla­
ge weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist nicht begründet.
I. In erster uinie rügt sie, daß der Landesarbeitsrichter 
S , der bei dem angefochtenen Urteil als Arbeitgeberbeisit­
zer mitgewirkt hat, der schleswig-holsteinischen Landesregierung, 
nämlich dem Innenministerium angehörc und deshalb nach § 41 Kr. 1 
ZPO als Richter ausgeschlossen gewesen sei. Damit macht der Klä­
ger den unbedingten Revisionsgrund des § 551 Kr. 1 ZPO geltend, 
die erkennende Kammer sei nicht vorschriftsmäßig besetzt gewesen.

Die Rüge ist nicht begründet. Rach § 41 Nr. 1 ZPO ist ein 
Richter von der Ausübung des Eichteramtes kraft Gesetzes nur in 
solchen Sachen ausgeschlossen, in denen er selbst Partei ist oder 
bei denen er zu einer Partei'in dem Verhältnis eines Mitberech­
tigten, Mitverpflichteten oder Regreßpflichtigen steht. Die Revi­
sion sagt zwar nicht, welche Stellung Landesarbeitsrichter S 
innerhalb des schleswig-holsteinischen Innenministeriums hat. Er 
kann aber nur entweder Beamter oder Angestellter sein (§22 Abs. 2
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Kr. 3 i. Verb. m. § 37 Abs. 2 ArbGG). In beiden Fällen war er 
nicht selbst Partei und stand auch nicht zu dem verklagten Land 
in einem der in § 41 Nr. 1 ZPO bezeichneten Verhältnisse. Nicht 
einmal ein Aktionär einer Aktiengesellschaft oder ein Mitglied 
eines rechtsfähigen Vereins sind in einem Prozeß der Aktienge­
sellschaft oder des Vereins als Richter ausgeschlossen (Stein- 
Jonas, ZPO, 18. Aufl., Anm. Ill 1 zu § 41; Wieczorek, ZPO,
Anm. C II a 1 zu § 41), obwohl sie doch mittelbar ein gewisses 
Interesse am Prozeßausgang haben können. Roch weniger kann es 
ein Ausschließungsgrund sein, wenn der betreffende Richter, 
wie hier, lediglich in einem öffentlich-rechtlichen oder privat­
rechtlichen Anstellung«Verhältnis zu der verklagten Gebietskör­
perschaft steht. Denn dann fehlt im Zweifel sogar ein mittelba­
res Interesse am Ausgang des Prozesses. Ein derartiges Inter­
esse kann, jedenfalls in aller Regel, im Gegensatz zu dem Ak­
tionär oder dem Mitglied eines rechtsfähigen Vereines, erst 
recht nicht durch die einfache personolle Zugehörigkeit zu der 
Gebietskörperschaft begründet werden. Wollte man in Fällen der 
in Rede stehenden Art den betreffenden Richter ausschließen, 
dann wären Berufsrichter z.B. in Prozessen des Landes, in dem 
sie angestellt sind, ebenfalls ausgeschlossen, was nicht nur 
eine Verkennung des Wesens der richterlichen Unabhängigkeit 
wäre, sondern auch des Ende der Rechtsstaatlichkeit bedeuten würde.

Ob der Kläger den Landesarbeitsrichter S wegen Be­
sorgnis der Befangenheit hätte ablehnen können (§ 42 ZPO), kann 
dahingestellt bleiben, da der Kläger eine solche Ablehnung bis 
zum Schluß der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
nicht erklärt hat. Sollte er meinen, der Landesarbeitsrichter 
habe sich wegen eines derartigen Sachverhaltes nach § 48 ZPO 
selbst ablehnen müssen, so wäre auch dies kein durchschlagender 
Revisionsgrund (vgl. Urteil des Senats vom 11. Juni 1963,
2 AZR 418/62).
II. Materiell bewegt sich die Begründung des angefochtenen 
Urteils allgemein gesehen im Rahmen der ständigen Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts zur außerordentlichen frist­
losen arbeitgeberseitigen Kündigung, indem sie einen wichtigen
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Kündigungsgrund im Sinne von § 59 MTL dann als gegeben ansieht, 
wenn dem Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers 
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist- nicht zuzumuten 
ist und sie hierfür eine allseitige Interessenabwägung für not­
wendig hält (vgl. statt aller 3AG 2, 214). Einen solchen wichti 
gen Kündigungsgrund hat das Berufungsgericht ohne Rechtsfehler 
darin gesehen, daß der Kläger sich wiederholt geweigert hat, 
der Aufforderung zu einer Rücksprache mit Oberregierungsrat 
V im Kuratorium der Universität zu folgen.

Auch im einzelnen hält das angefochtene Urteil den Angrif­
fen der Revision stand.
1. Im Ergebnis mit Recht bejaht das Landesarbeitsgericht die 
unbedingte Verpflichtung des Klägers, zu der Rücksprache zu er­
scheinen. Lie Verpflichtung folgt schon daraus, daß das Kurato­
rium die dem Kläger zwar nicht unmittelbar, aber mittelbar Vor­
gesetzte Dienststelle war. Auch der mittelbare Vorgesetzte 
eines Behördenbediensteten kann aus eigenem Recht verlangen, 
daß sich der Bedienstete bei ihm meldet, ebenso wie ein Beamter 
dies tun muß. Das ergibt sich ohne weiteres aus dem Behörden­
aufbau, demzufolge auch die höhere, den Dienstherren und Arbeit 
geber noch betonter repräsentierende Dienststelle die Möglich­
keit haben muß, den bei einer niederen Dienststelle Beschäftig­
ten zur Rücksprache zu bestellen, wenn sie dies auch nur aus 
besonderem Anlaß tun wird und nicht ohne vorher mit der ihr 
nachgeordneten Dienststelle Fühlung zu nehmen, was hier übri­
gens geschehen ist. Jedenfalls gibt es einen Zwang zur Einhal­
tung des "Dienstweges", wie er von unten nach oben in der Re­
gel besteht, in umgekehrter Richtung nicht. Das Fehlen eines 
solchen Zwanges für den Arbeitgeber entspricht der Natur des 
Arbeitsverhältnisses, das ihm, wenn es einmal eingegangen ist, 
Weisungsbefugnisse gibt und damit auch die Befugnis anzuordnen, 
bei einer höheren Dienststelle vorzusprechen. Der Gleichheits­
grundsatz (Art. 3 GG) wird nicht verletzt, weil insoweit eben 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wegen des Direktionsrechts des 
Arbeitgebers und der entsprechenden Gehorsamspflicht des Ar­
beitnehmers nicht gleich dastehen.
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Aus diesen Gründen bedarf es zur Darlegung der somit ohne 
weiteres gegebenen Pflicht des Klägers, zur Rücksprache bei dem 
Oberregierungsrat V zu erscheinen, nicht der vom Landesar­
beitsgericht gewählten Konstruktion, das Kuratorium habe zwar 
die Personalangelegenheiten der Lohnempfänger dem Leiter der 
Universitäts-Kliniken zur selbständigen Bearbeitung übertragen, 
könne sie aber als Vorgesetzte Dienststelle jederzeit wieder 
an sich ziehen« Deshalb geht auch der Einwand der Revision ins 
Leere, das Kuratorium könne nur Angelegenheiten allgemeiner, 
z.B. organisatorischer Art wieder an sich ziehen, nicht aber 
solche Angelegenheiten, die nur einen einzelnen Arbeitnehmer 
betreffen.
2. Dem angefochtenen Urteil ist ferner darin zuzustimmen, daß 
die Pflicht des Klägers, am 11. bzw. 17. Mai 1962 zur Rückspra­
che zu kommen, nicht etwa deswegen entfällt, weil er im April 
1962 beim Verwaltungsgericht auf Übertragung der Betriebsschlos­
serstelle geklagt hatte. Erscheinen mußte er auf alle Fälle, 
selbst wenn er geglaubt hätte, daß sich die Rücksprache auf den 
Gegenstand des Verwaltungsgerichtsprozesses beziehen sollte. 
Dann wäre er höchstens berechtigt gewesen, mündlich zu erklä­
ren, daß er sich mit Rücksicht auf den schwebenden Prozeß, in 
dem allerdings sich beide Parteien völlig gleichberechtigt ge­
genüberstanden, weigere, auf den Gegenstand des Prozesses näher 
einzugehen. Es hätte doch auch sein können, daß das Kuratorium 
ihm nachgeben und ihn nunmehr als Betriebsschlosser einsteilen 
wollte. Davon abgesehen wußte der Kläger gar nicht, um was es 
sich bei der Rücksprache handeln werde. Viel näher als die An­
nahme, daß über den Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen ■ 
Prozesses gesprochen werden sollte, lag es, daß die unmittel­
bar vorausgegangene eigenmächtige Mitteilung des Klägers vom 
8. Mai 1962 an die Hauptverwaltung der Universitäts-Kliniken, 
er scheide wegen seines Amtes als Vorsitzender des Wahlaus­
schusses für die Personalratswahl nunmehr aus dem Heizungswach­
dienst aus, Gegenstand der Besprechung sein sollte.

Der Kläger konnte sich auch nicht dadurchseiner Verpflich­
tung zum persönlichen Erscheinen entziehen, daß er das Kurato-
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rium an den Gruppensprecher des Personalrats verwies, wie er 
das in seinem Schreiben vom Io. Mai 1962 getan hat. Eine der­
artige Auffassung widerspricht dem Wesen des Arbeitsverhält- 
nisses, insbesondere seinem personenrechtlichen Charakter, 
geht aber auch über den Aufgabenbereich der Personalvertre­
tung hinaus, wie er in §§ 57, 7o ff. PersVG geregelt ist. Der 
Personalrat ist eine Vertretung der Bedienstetenschaft einer 
Behörde in kollektiver Hinsicht, aber nicht des einzelnen Ar­
beitnehmers. Dieser muß seine aus dem Arbeitsverhältnis ent­
springenden Pflichten selbst erfüllen, ebenso wie er seine 
Rechte vor allem selbst wahrnehmen muß. Ob und unter welchen 
Voraussetzungen der Kläger etwa in Begleitung eines Mitglieds 
der Personalvertretung zur Rücksprache hätte erscheinen dürfen, 
braucht hier nicht entschieden zu werden.
3. Bei einer durch das'Verhalten des Arbeitnehmers bedingten 
fristlosen Kündigung braucht der wichtige Grund zwar nicht im­
mer in einem schuldhaften Verhalten zu liegen (BAG 2, 214 </2i67). 
Hier hat aber das Landesarbeitsgericht mit Recht angenommen, 
daß das wiederholte Nichterscheinen des Klägers zu der erbe­
tenen Rücksprache nach Lage der Dinge nur dann als wichtiger 
Grund zur fristlosen Kündigung in Betracht kommt,wenn diese 
Disziplinlosigkeit auch vorwerfbar ist. Das Landesarbeitsge­
richt meint, dies wäre nicht der Fall gewesen, wenn der Kläger 
durch den Personalrat dahingehend falsch unterrichtet worden 
sei, er brauche nicht zu erscheinen. Das angefochtene Urteil 
stellt dann aber auf Grund der Aussage des Zeugen K , der 
Gruppensprecher im Personalrat war, fest, daß dem Kläger eine 
solche falsche Auskunft nicht gegeben worden ist. Diese Fest­
stellung hat die Revision nicht angegriffen, was auch nur 
durch zulässige Verfahrensrügen hätte geschehen können (§ 5-61 
in Verb. m. § 554 Abs. 3 Ziffer 2 b ZPO). Nach ihr ist das 
Fernbleiben des Klägers nicht zu entschuldigen.

Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht eine wesentliche 
Verstärkung der Schuld des Klägers deswegen angenommen, weil 
er auch der zweiten und nunmehr besonders nachdrücklichen 
Aufforderung vom 17. Mai 1962 nicht gefolgt ist. Weiter ist es
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rechtlich nicht zu beanstanden, daß das angefochtene Urteil 
unterstützend heranzieht, daß der Kläger seine vielen Eingaben,' 
mit denen er seinen Bewerbungen um eine Schlosserstelle Nach­
druck verleihen und das passive Verhalten der ihm Vorgesetzten 
Stellen gegenüber diesen Bewerbungen anprangern wollte, zum 
Teil in ziemlich scharfer Form auch an unzuständige Stellen, 
z.B. an den schleswig-holsteinischen Minister für Wirtschaft 
und Verkehr und an die Handwerkskammer in Lübeck gerichtet hat. 
Lao derart querulatorische Verhalten des Klägers stellt selbst 
dann eine ihm vorwerfbare Belastung seines Arbeitsverhältnis­
ses dar, wenn man ihm zugute hält, daß er, wenn auch schreib­
gewandt, rechtlich nicht geschult ist und daß er durch die ihm 
widerfahrene ungünstige Behandlung verbittert war.

Das Landesarbeitsgericht hätte außerdem zur Unterstützung 
des wichtigen Kündigungsgrundes heranziehen können, daß der 
Kläger seine Wahl zum Vorstand des Wahlausschusses für die Per­
sonalratswahl zum Anlaß genommen hat, seiner Dienststelle mit 
Schreiben vom 8. Mai 1962 einfach mitzuteilen, "aus technischen 
G-ründen" scheide er am 9. Mai 1962 aus dem Heizungs'wachdienst 
aus. Die Gründe, aus denen das Landesarbeitsgericht die auch 
von ihm als unzulässig erkannte Eigenmächtigkeit als entschul­
digt ansieht - nämlich die Aussage des Zeugen K , dem Kläger 
sei bekannt gewesen, daß der Verwaltungsdirektor die notwen­
dige Entlastung des Klägers bereits genehmigt habe, und eine 
andere Art der Entlastung sei nicht möglich gewesen - sind 
nicht ganz überzeugend. Sie schließen es jedenfalls nicht aus, 
in der Art, wie der Kläger sich geäußert hat, wenn auch, für 
sich allein gesehen, noch keinen zur fristlosen Entlassung aus­
reichenden wichtigen Grund, so doch eine Verstärkung des später 
eingetretenen Hauptgrundes zu sehen.
4. Bei seiner Interessenabwägung, also bei der notwendigen 
umfassenden und abschließenden Prüfung, ob dem verklagten Land, 
trotz des zu beanstandenden Verhaltens des Klägers nicht doch 
zuzumuten war, von einer fristlosen Kündigung abzusehen und den 
Kläger wenigstens bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungs-
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•frist weiterzubeschäftigen, hat das angefochtene Urteil auch 
alle zugunsten des Klägers sprechenden Umstände berücksichtigt.
Es hat im einzelnen bedacht, daß er unstreitig gute Arbeit ge­
leistet hat, und daß das Verhalten der Beklagten, das ihm u.a. 
dazu Anlaß gab, die richtige Eingruppierung nach dem Tarif und 
die richtige Bezahlung der Wochenfeiertage durch Prozesse zu 
erkämpfen, in ihm die Auffassung habe befestigen können, seine 
Dienststelle tue ihm Unrecht. In der Tat hat sich, so sagt das 
Urteil weit.er, die Dienststelle in dem offensichtlichen Bemü­
hen, den Kläger nicht zu berücksichtigen, auch hinhaltend ver­
halten. Berner hat das Landesarbeitsgericht bedacht, daß der 
Kläger bereits im 49. Lebensjahr steht und für eine Familie mit 
noch in der Ausbildung stehenden Kindern zu sorgen hat, und daß 
er durch die Demontage eines Familienbetriebes au3 seiner frühe­
ren beruflichen Existenz geworfen ist. Trotz alledem ist das 
Berufungsgericht zu dem Ergebnis gekommen, daß ein wichtiger 
Kündigungsgrund vorliegt, weil der Kläger die Ordnung und die 
Disziplin im Betrieb durch sein Verhalten ernstlich gefährdet 
hat, und weil auch keine Gewähr für ein künftig ordnungsmäßiges 
Verhalten des Klägers vorhanden ist. Diese tatrichf.erliche Fest­
stellung und Auffassung läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Der 
Senat sieht sich als Revisionsgericht nicht in der Lage, dem 
Berufungsgericht eine andere Beurteilung des festgestellten 
Sachverhalts vorzuschreiben.

Bede; klich stimmen könnte nur, daß das Landesarbeitsgericht 
irn Rahmen seiner Interessenabwägung nicht ausdrücklich gesagt 
hat, welches die für das Dienstverhältnis geltende ordentliche 
Kündigungsfrist war. Diese Frist könnte für die Entscheidung 
insofern von Bedeutung sein, als es bei einer längeren Frist 
dem verklagten Land weniger zuzumuten wäre, den Kläger bis zu 
deren Auslauf weiterzubeschäftigen als bei einer kürzeren (vgl. 
BAG- 5, 2o im letzteren Falle also eine Weiterbeschäfti­
gung bis zum Auslauf der Kündigungsfrist möglicherweise in 
Frage kommen könnte.

Im Zeitpunkt seiner fristlosen Entlassung am 18. Mai 196? 
war der Kläger etwa fünf Jahre und zehn Monate beim verklagten

-  11 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  11 -

Land beschäftigt. Nach § 57 MTL wäre die Frist für eine ordent­
liche Kündigung damals sechs Wochen zum Monatsende gewesen.
Die Kündigung vom 18. Mai 1962 hätte also als ordentliche Kün­
digung zum 3o. Juni 1962 gewirkt. Ob sich die Beschäftigungs­
zeit nach Maßgabe von § 6 MTL wegen Militärdienstes oder aus 
anderen Gründen derart verlängert, daß eine Kündigungsfrist 
von drei Monaten zum Vierteljahresschluß in Frage kommt, was 
nach zehn Jahren der Fall wäre, ist nicht ersichtlich. Indes­
sen braucht der Frage nach der Länge der Kündigungsfrist nicht 
nachgegangen zu werden, weil das angefochtene Urteil erkennen 
läßt, daß es ihm darauf nicht ankommt, da dem verklagten Land 
nach dem Verhalten des Klägers überhaupt nicht habe zugemu t.et 
werden können, den Kläger weiterzubeschäftigen. Das ist recht­
lich nicht zu beanstanden, der in Rede stehende Gesichtspunkt 
ist beachtet. Die Auffassung des Berufungsgerichts, dem Lande 
könne die Weiterbeschäftigung des Klägers überhaupt nicht mehr 
zugemutet werden, ergibt sich daraus, daß es zum Abschluß sei­
ner Interessenabwägung ausführt, das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes sei letztlich trotz aller zugunsten des Klägers spre­
chenden Umstände deshalb bejaht worden, weil sein Verbleiben 
im Dienst nach seinem zuletzt gezeigten Verhalten eine ernst­
hafte Gefährdung der Ordnung und der Betriebsdisziplin inner­
halb der Universitäts-Kliniken bedeuten würde, zumal das Ge­
samtverhalten des Klägers keine Gewähr dafür biete, daß er 
Einsicht zeigt und in Zukunft die gebotenen Grenzen in seinem 
Verhalten beachten wird.

gez. Dr. Müller Schilgen Dr. Meier-Scherling

von Lossau A. Wörner
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